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Bundesrepublik Deutschland 
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Abschrift 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 
Herrn Ministerpräsident Dr. h. c. Zinn 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß die Bundesregierung am 12. Juni 
1957 beschlossen hat, hinsichtlich des vom Deutschen Bundestag am 
15. März 1957 verabschiedeten 

Gesetzes über allgemeine Höchstgeschwindig- 
keitsgrenzen für Kraftfahrzeuge 
- Drucksachen 3187, 3294, zu 3294 - 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes einberufen wird. 

Die Bundesregierung verfolgt mit dieser Anrufung in erster Linie 
das aus der Anlage 1 ersichtliche Ziel. 

Für den Fall einer Ablehnung dieses Antrags unterbreitet sie hilfs- 
weise den Vorschlag in Anlage 2. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister der Finanzen 

gez. Schaffer 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Abschrift meines heutigen Schreibens an den Herrn Vorsitzenden 
des Vermittlungsausschusses übersende ich mit der Bitte um Kennt- 
nisnahme. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister der Finanzen 

Schaffer 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg 
Rhein alle© 20. Telefon 3551 



Anlage 1 


Hinsichtlich des vom Deutschen Bundestag 
am 15. März 1957 verabschiedeten 

Gesetzes über allgemeine Höchst- 
geschwindigkeitsgrenzen für Kraft- 
fahrzeuge 

— Drucksachen 3187, 3294,^ 3294 — 

hat die Bundesregierung beschlossen, zu ver- 
langen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß 
Artikel 77 Abs. 2 GG mit dem Ziel einbe- 
rufen wird, dem Gesetz den Inhalt der Re- 
gierungsvorlage betreffend den Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Straßen- 
verkehrsgesetzes und des Gesetzes zur Siche- 
rung des Straßenverkehrs — Drucksache 2753 
— zu geben. 

Begründung 

Bundestag, Bundesrat und Bundesregierung 
sind sich darüber einig, daß man durch die 
Einführung von Hödistgeschwindigkeiten 
dazu beitragen sollte, die erschreckend hohe 
Zahl der Opfer des Straßenverkehrs zu ver- 
mindern. Über den Weg zu diesem Ziel be- 
stehen zwischen dem Bundestag auf der 
einen Seite und dem Bundesrat und der Bun- 
desregierung auf der anderen Seite Mei- 
nungsverschiedenheiten. 

Der Bundestag vertritt den Standpunkt, daß 
diese Materie nicht im Verordnungswege 
durch die Bundesregierung und den Bundes- 


rat, sondern durch Gesetz geregelt werden 
sollte. 

Bundesrat und Bundesregierung halten 
jedoch eine solche „Zementierung“ der Ge- 
schwindigkeitsbegrenzung für unzweck- 
mäßig. Sie sind der Auffassung, daß aus 
praktischen Gründen eine Rechtsverordnung 
geboten ist. 

Die Fragen der Straßenverkehrsregelung 
hängen so stark von der verkehrstechnischen 
Entwicklung ab, daß starre Maßnahmen der 
dynamischen Natur des Verkehrs nicht ge- 
recht werden. Korrekturen einer Verord- 
nung sind eher möglich als Änderungen 
eines Gesetzes. Seitdem es eine reichsrecht- 
liche (später bundesrechtliche) Regelung des 
Straßenverkehrs gibt, seit 1909 also, sind 
Geschwindigkeitsvorschriften noch niemals 
durch den Reichstag oder den Bundestag er- 
lassen worden. Im Verlauf dieses halben 
Jahrhunderts ist die Geschwindigkeitsrege- 
lung im Straßenverkehr stets als eine 
typische Exekutivangelegenheit angesehen 
worden. 

Das vom Bundestag verabschiedete Gesetz 
über allgemeine Höchstgeschwindigkeitsgren- 
zen für Kraftfahrzeuge v/eist auch verschie- 
dene gesetzestechnische Mängel auf, auf die 
der Bundesrat bereits aufmerksam gemacht 
hat. Um Wiederholungen zu vermeiden, sei 
nur darauf hingewiesen, daß Ausnahmerege- 
lungen und eine Strafvorschrift fehlen. 



Anlage 2 


Hinsichtlich des vom Deutschen Bundestag 
am 15. März 1957 verabschiedeten 

Gesetzes über allgemeine Höchst- 
geschwindigkeitsgrenzen für Kraft- 
fahrzeuge 

— Drucksachen 3187, 3294,^ 3294 — 

hat die Bundesregierung beschlossen, zu ver- 
langen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß 
Artikel 77 Abs. 2 GG mit dem Ziel einbe- 
rufen wird, Artikel 1 des Gesetzes nachste- 
hende Fassung zu geben: 


„Artikel 1 


§ 1 

Die höchstzulässige Fahrgeschwindigkeit 
im Straßenverkehr beträgt 

1. innerhalb geschlossener Ortschaften: 

50 Kilometer je Stunde für Kraftfahrzeuge 
aller Art; in Ausnahmefällen können die 
Straßenverkehrsbehörden mit Zustim- 
mung der höheren Verwaltungsbehörden 
auf bestimmten Straßen höhere Geschwin- 
digkeitsgrenzen durch das Verkehrszeichen 
nach Bild 21 der Anlage zur Straßenver- 
kehrs-Ordnung (Verbot der Überschrei- 
tung bestimmter Fahrgeschwindigkeiten) 
festsetzen; 

2. außerhalb geschlossener Ortschaften: 



a) Personenkraftwagen mit An- 
hänger und Kombinations- 
kraftwagen mit Anhänger 80 80 


b) Krafträder mit Anhänger 60 60 


c) Kraftomnibusse 

ohne Anhänger oder mit 

Gepäckanhänger 

mit Anhänger 

(außer Gepäckanhänger) 



80 80 
60 60 


d) Lastkraftwagen 

mit einem zulässigen Gesamt- 
gewicht bis zu 7500 Kilo- 
gramm ohne Anhänger 80 80 

mit einem zulässigen Gesamt- 
gewicht über 7500 Kilo- 
gramm ohne Anhänger 80 60 

mit Anhänger 80 60 


e) Sattelkraftfahrzeuge 

mit einem zulässigen Gesamt- 
gewicht bis zu 7500 Kilo- 
gramm 80 80 

mit einem zulässigen Gesamt- 
gewicht über 7500 Kilogramm 80 60 


f) Zugmaschinen 

mit einem zulässigen Gesamt- 
gewicht bis zu 7500 Kilo- 
gramm ohne Anhänger 80 80 

mit einem zulässigen Gesamt- 
gewicht über 7500 Kilogramm 
ohne Anhänger 80 60 

mit einem Anhänger 80 60 

mit zwei Anhängern 60 60 

g) selbstfahrende Arbeitsmaschinen 

mit einem zulässigen Gesamt- 
gewicht bis zu 7500 Kilo- 
gramm ohne Anhänger 80 80 

mit einem zulässigen Gesamt- 
gewicht über 7500 Kilogramm 

ohne Anhänger 80 60 

mit Anhänger 60 60. 
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§ 2 

Unberührt bleiben 

1. die allgemeinen Sorgfaltspflichten der 
Führer von Kraftfahrzeugen, 

2. die auf der Straßenverkehrs-Ordnung be- 
ruhende Befugnis der Straßenverkehrs- 
behörden, die zulässige Fahrgeschwindig- 
keit auf bestimmten Straßen zu be- 
schränken, 

3. die vom Bundesminister für Verkehr in 
den Vorschriften über das Zulassungsver- 
fahren und in den Bau- und Betriebsvor- 
schriften der Straßenverkehrs-Zulassungs- 
Ordnung festgesetzten Beschränkungen 
der Fahrgeschwindigkeit, 

4. Sonderregelungen des Bundes oder der 
Länder über die Fahrgeschwindigkeit für 
Kraftfahrzeuge bei der Beförderung ge- 
fährlicher Güter. 

§ 3 

Die Bundeswehr, die Polizei, der Bundes- 
grenzschutz, die Feuerwehr, der Zollgrenz- 
dienst und die Zollfahndung sind von den 
Vorschriften des § 1 befreit, soweit dies zur 
Erfüllung hoheitlicher Aufgaben unter ge- 
bührender Berücksichtigung der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung dringend geboten 
ist. Das gleiche gilt 

1. für Einsatz- und Kommandofahrzeuge des 
Technischen Flilfswerks, 

2. für Kraftfahrzeuge, die nach dem Kraft- 
fahrzeugschein als Unfallhilfswagen 
öffentlicher Verkehrsbetriebe anerkannt 
sind, 

3. für Kraftfahrzeuge, die nach ihrer Bauart 
zur Beförderung von kranken oder ver- 
letzten Personen geeignet sind, von jeder- 
mann benutzt werden können und nach 
dem Kraftfahrzeugschein als Kranken- 
wagen anerkannt sind, 

soweit die Voraussetzungen für die Verwen- 
dung eines blauen Blinklichts und von Warn- 
vorrichtungen mit einer Folge verschieden 
hoher Töne nach der Straßenverkehrs-Ord- 
nung gegeben sind. 

§ 4 

Die zuständigen obersten Landesbehörden 
können von den Vorschriften des § 1 Aus- 
nahmen für bestimmte Einzelfälle oder all- 
gemein für bestimmte Antragsteller genehmi- 


gen, es sei denn, daß sich die Auswirkungen 
der Ausnahme auf mehr als ein Land erstrek- 
ken und eine elnheitlidie Entscheidung not- 
wendig ist. In diesem Fall entscheidet der 
Bundesminister für Verkehr. 

§ 5 

Der Bundesminister für Verkehr wird er- 
mächtigt, mit Zustimmung des Bundesrates 
allgemeine Verwaltungsvorschriften zur 
Durchführung dieses Gesetzes zu erlassen. 

S 6 

Zuwiderhandlungen gegen § 1 werden nach 
§21 des Straßenverkehrsgesetzes bestraft." 

Begründung 

zu den von den Drucksachen 3187, 3294 und 
zu 3294 abweichenden Vorschlägen 

Zu § 1 Nr. 2 

Es dürfte zweckmäßig sein, die verschiede- 
nen Arten der Kraftfahrzeuge gesondert zu 
behandeln. Außerdem erscheint es ange- 
bracht, daß außerhalb geschlossener Ort- 
schaften unterschieden wird zwischen den 
Straßen, die dem Verkehr mit Kraftfahrzeu- 
gen Vorbehalten sind, und den Straßen, auf 
denen sich auch Fuhrwerke, Radfahrer und 
Fußgänger bewegen. 

Zu a) 

Da Personenkraftwagen und Kombinations- 
kraftwagen außerhalb geschlossener Ort- 
schaften den Geschwindigkeitsbeschränkun- 
gen nicht unterworfen sind, dürfte es genü- 
gen, die Flöchstgeschwindigkeitsgrenze für 
den Fall, daß sie einen Anhänger mitführen, 
auf 80 km je Stunde festzusetzen. 

Zu b) 

Die zulässige Fiöchstgeschwindigkeit für 
Krafträder mit Anhänger muß wegen der 
schlechteren Fahreigenschaften dieser Fahr- 
zeugkombination niedriger sein als die von 
Personen- oder Kombinationskraftwagen 
mit Anhänger. 

Zu d) bis g) 

Bei den über 7,5 Tonnen schweren Lastkraft- 
wagen, Sattelkraftfahrzeugen, Zugmaschinen 
und selbstfahrenden Arbeitsmaschinen läßt 
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sich eine Höchstgeschwindigkeit von 80 km 
je Stunde wohl auf den Straßen, die 
dem Verkehr mit Kraftfahrzeugen Vorbe- 
halten sind, vertreten, nidit aber auf den 
anderen Straßen, Es sollte daher auf diesen 
Straßen die für die vorgenannten Fahrzeuge 
zur Zeit geltende Geschwindigkeitsgrenze 
von 60 km beibehalten werden. 

Andererseits sollten auf den Bundesautobah- 
nen und den sogenannten Kraftverkehrs- 
straßen auch Lastzüge 80 km je Stunde fah- 
ren dürfen. Die auf diesen Straßen für Gü- 
terkraftfahrzeuge und Kraftomnibusse im 
allgemeinen vorgesehene Höchstgeschwindig- 
keit von 80 km schafft einen zügigen Ver- 
kehrsfluß und vermeidet zu häufiges Über- 
holen, Andererseits wird damit das Über- 
holen nicht ausgeschlossen, so daß insbeson- 
dere Personenkraftwagen mit einer Ge- 
schwindigkeit von etwa 100 km je Stunde 
fahren können. 

Zu e) 

Der Begriff „Sattelkraftfahrzeug“ ist als der 
Spezialbegriff anzusehen, so daß es dabei 
gleichgültig ist, ob das Fahrzeug zur Perso- 
nen- oder zur Güterbeförderung verwendet 
wird. 

Zu f) 

Zugmaschinen mit einem Anhänger sollten 
ebenso wie Lastzüge behandelt werden, so 
daß für sie auf den Straßen, die dem Ver- 
kehr mit Kraftfahrzeugen Vorbehalten sind, 
nur dann eine niedrigere Geschwindigkeit in 
Betracht kommt, wenn sie zwei Anhänger 
mitführen. 

Zu §§ 2, 3 und 4 

Diese Bestimmungen enthalten die vom 
Bundesrat vermißten Ausnahmeregelungen, 
auf die nicht verziditet werden kann. 

Zu § 2 Nr, 3 

Für bestimmte Fahrzeuge, z. B. für eisen- 
bereifte Möbelwagen und Gleiskettenfahr- 
zeuge, sind in den Bestimmungen der Stra- 
ßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung besondere 
Höchstgeschwindigkeitsgrenzen festgesetzt. 
Es muß klargestellt werden, daß diese Vor- 


schriften bestehenbleiben und daß solche 
Vorschriften auch weiterhin erlassen werden 
können. 

Zu § 2 Nr. 4 

Ebenso muß klargestellt werden, daß die 
Sondervorsdiriften über die zulässige 
Höchstgeschwindigkeit bei Sprengstofftrans- 
porten und bei der Beförderung anderer ge- 
fährlicher Güter in Kraft bleiben und auch 
weiterhin zulässig sind. 

Zu § 3 

In Anlehnung an den § 48 der Straßenver- 
kehrs-Ordnung müssen bestimmte Fahrzeuge 
von den Geschwindigkeitsbeschränkungen 
freigestellt werden. Es handelt sich hierbei 
um die Fahrzeuge der Bundeswehr, der Poli- 
zei, des Bundesgrenzschutzes, der Feuerwehr, 
des Zollgrenzdienstes und der Zollfahndung 
sowie des Technischen Hilfswerks, des Un- 
fallhilfsdienstes der öffentlichen Verkehrs- 
betriebe und des Krankentransportdienstes. 

Zu § 4 

Soweit in Einzelfällen oder allgemein für be- 
stimmte Antragsteller eine Ausnahme von 
den Geschwindigkeitsbeschränkungen bean- 
tragt wird (z. B. bei Versuchsfahrten), bedarf 
es einer Regelung der Frage, wer für eine 
soldie Entscheidung zuständig ist. 

Zu § 5 

Zur Koordinierung der Geschwindigkeits- 
kontrollen im Bundesgebiet werden allge- 
meine Verwaltungsvorschriften des Bundes- 
ministers für Verkehr notwendig werden. 

Zu § 6 

Bisher schon v/urden Zuwiderhandlungen 
gegen Geschwindigkeitsbeschränkungen als 
Übertretungen geahndet. 

Da bei leichteren Übertretungen, die nach 
§ 21 des Straßenverkehrsgesetzes strafbar 
sind, gebührenpflichtige Verwarnungen im 
Rahmen des § 22 des Straßenverkehrsgeset- 
zes erteilt werden können, muß das gleiche 
auch bei leichteren Übertretungen der Ge- 
schwindigkeitsvorschriften dieses Gesetzes 
gelten. 
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